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ANALYSE

Demokratische Skeptiker oder politisierte Aktivisten? 
Über die Zivilgesellschaft und die Beziehung zur Demokratie in Polen und den 

Visegrád-Ländern

Filip Pazderski, Warschau

Zusammenfassung
In der Analyse wird untersucht, wie die Polen den Zustand des öffentlichen Lebens und der Demokratie 
in ihrem Land wahrnehmen und wie sich ihre öffentliche und zivilgesellschaftliche Aktivität im Vergleich 
zu den Einwohnern der übrigen Visegrád-Länder (Slowakei, Tschechien, Ungarn) ausnimmt. Gestützt auf 
diese Beobachtungen, werden Überlegungen angestellt, durch welche Faktoren die Aktivierung der Gesell-
schaften in Polen, der Slowakei, in Tschechien und Ungarn begünstigt würde und was zu tun sei, um das 
Interesse am Engagement zugunsten einer funktionierenden Demokratie zu vergrößern. Die Ausführungen 
basieren auf Ergebnissen einer internationalen Untersuchung, die vom ISP (Institut für Öffentliche Ange-
legenheiten) in Polen, dem tschechischen Institut STEM, dem slowakischen IVO (Institut für Öffentliche 
Angelegenheiten) und dem ungarischen Institut Political Capital durchgeführt wurde.

Ein guter Bürger eines demokratischen Staates zu 
sein, ist nicht einfach. Es erfordert Beteiligung und 

Engagement, das sich nicht nur gelegentlich bei Wah-
len zeigt, sondern auch im Alltag, indem Informatio-
nen zu öffentlichen Angelegenheiten gesucht, die Akti-
vitäten der Politiker verfolgt und die eigenen Ansichten 
geäußert werden. Nicht weniger wichtig ist die Betei-
ligung an Debatten über wichtige öffentliche Themen 
und die Teilnahme an Zusammenkünften der lokalen 
Gemeinschaft sowie ehrenamtliches Engagement und 
die Tätigkeit in Nichtregierungsorganisationen (NGOs), 
ja sogar die Teilnahme an friedlichen Demonstrationen. 
Eine solche aktive Staatsbürgerschaft bedeutet, sich für 
das Funktionieren der lokalen Gemeinschaft und des 
politischen Lebens zu engagieren, gestützt auf gegensei-
tigen Respekt, ohne Gewalt und in Übereinstimmung 
mit den Menschenrechten und demokratischen Werten.

Die Herausforderungen der Gegenwart, wozu die 
kulturellen Veränderungen, die globalen Wirtschafts-
prozesse, die Entwicklung der elektronischen Kommu-
nikation und der dramatische Rückgang des Vertrauens 
in demokratische repräsentative Institutionen gehören, 
erschweren es zusätzlich, diesen Standards gerecht zu 
werden. Zunehmend stört dabei auch die steigende 
Temperatur des politischen Lebens in vielen Ländern, 
wobei Politiker sich lieber gesellschaftlicher Animosi-
täten, negativer Emotionen und Ängste bedienen, als 
einen gemeinsamen Nenner zu suchen, der die Men-
schen des Landes verbindet. Um sich diesen negativen 
Tendenzen entgegenzustellen, bedarf es widerstandsfä-
higer Gesellschaften, bestehend aus Bürgern mit ent-
sprechenden Kompetenzen und Haltungen, die dank 
der Aneignung demokratischer Werte nicht leichtfer-
tig ihre Rechte und Freiheiten für wirtschaftliche Vor-
teile oder Sicherheiten hergeben. Gleichzeitig sollten 

sie immun gegenüber Propaganda, Radikalismus und 
Extremismus sein.

Jene negativen Trends im öffentlichen Leben wur-
den in den letzten Jahren auch in Polen augenfällig. Dies 
verdeutlicht umso mehr bestimmte Unzulänglichkeiten 
der Zivilgesellschaft. Im Folgenden wird betrachtet, wie 
die Polen den Zustand des öffentlichen Lebens und der 
Demokratie allgemein in ihrem Land wahrnehmen und 
wie sich ihre öffentliche und zivilgesellschaftliche Akti-
vität im Vergleich zu den Einwohnern der übrigen Vise-
grád-Länder (Slowakei, Tschechien, Ungarn) ausnimmt. 
Gestützt auf diese Beobachtungen, werden Überlegungen 
angestellt, was die Subjektwerdung der Einwohner der 
Region Polen-Slowakei-Tschechien-Ungarn begünstigen 
würde und was zu tun sei, um das Interesse am Engage-
ment zugunsten einer funktionierenden Demokratie zu 
vergrößern. Die Ausführungen basieren auf Ergebnis-
sen einer internationalen Untersuchung, die vom Instytut 
Spraw Publicznych (ISP; Institut für Öffentliche Angele-
genheiten) in Polen, dem tschechischen Institut STEM, 
dem slowakischen Inštitút pre Verejné otázky (IVO; Insti-
tut für Öffentliche Angelegenheiten) und dem ungari-
schen Institut Political Capital durchgeführt wurde. Die 
vollständige Darstellung der vergleichenden Ergebnisse 
beinhaltet der Bericht »Citizenship empowerment: poten-
tial for civic participation in the Visegrad countries, 2017 
& 2018«, <http://www.isp.org.pl/publikacje,1,955.html>. 
Im August 2017 wurde eine repräsentative Befragung von 
Einwohnern eines jeden der vier Länder mit der compu-
ter- und internetgestützten Methode »CAWI« durchge-
führt. In jedem Land nahmen mindestens 500 Personen 
teil, insgesamt umfasste die Gruppe der Befragten über 
2.000 Personen. Gefragt wurde nach der zivilgesellschaft-
lichen Aktivität und der Einstellung zur Demokratie. 
Ausgewählte Ergebnisse werden im Folgenden vorgestellt.

http://www.isp.org.pl/publikacje,1,955.html
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Die Beurteilung des Zustands der 
Demokratie und der Entwicklung im Land
Eine der ersten Beobachtungen der zugrunde liegenden 
Untersuchung ist, dass die Befragten die Richtung, in die 
sich ihr Land bewegt, negativ beurteilen. Es fällt schwer, 
sich des Eindrucks zu erwehren, dass darauf die Quali-
tät des politischen Lebens in den betreffenden Staaten 
Einfluss hat. Dabei schneiden die Polen noch am bes-
ten unter den im Allgemeinen negativ eingestellten Ein-
wohnern der Visegrád-Staaten ab: 31 Prozent sagen, dass 
sich die Situation im Land in eine gute Richtung entwi-
ckelt, 57 Prozent sind gegenteiliger Ansicht. Etwas diffe-
renzierter wird es bei der Bewertung der aktuellen politi-
schen und wirtschaftlichen Situation. Mit letzterer sind 
45 Prozent der Polen persönlich zufrieden (8 Prozent sehr 
zufrieden), während 48 Prozent ihre Unzufriedenheit zum 
Ausdruck bringen, was das beste Ergebnis unter den vier 
Staaten der Region ist – vor den Tschechen mit 42 Pro-
zent, die zufrieden mit der wirtschaftlichen Situation im 
Land sind, und fast 53 Prozent Unzufriedenen. Die Polen 
sind jedoch skeptischer, was die politische Lage im Land 
betrifft: Nur 29 Prozent sind zufrieden; 67 Prozent sind 
gegenteiliger Meinung. Dies ist allerdings immer noch 
das beste Ergebnis in der Region. Die Durchschnitts-
werte für alle Länder zeigt Grafik 1 (s. Grafik 1 auf S. 8).

Die Ergebnisse spiegeln die Phase eines relativen 
Wirtschaftswachstums in den vergangenen Jahren in 
Polen wider, das es sogar in den Jahren der Wirtschafts-
krise in ganz Europa 2008/2009 gab. Ab der Jahres-
wende 2013/14 wurde eine zusätzliche Verbesserung der 
wichtigsten makroökonomischen Faktoren verzeichnet. 
Doch trotz des hohen Wachstums des Bruttoinlandspro-
dukts und der schrittweisen Verbesserung der wirtschaft-
lichen Situation der Haushalte war die subjektive Beurtei-
lung der politischen Lage und sogar der wirtschaftlichen 
Bedingungen im Land jahrein, jahraus schlecht und zwar 
seit 1989. Bei der Bewertung der wirtschaftlichen Situa-
tion gab es nur zwei Ausnahmen von dem negativen 
Trend: In der Phase 2007/2008, als die wirtschaftlichen 
Indizes außergewöhnlich hoch waren, und seit Anfang 
2016 praktisch bis heute, wobei die Situation mit Blick 
auf die makroökonomischen Indizes historisch die beste 
ist. Nach einer Umfrage des Warschauer Meinungsfor-
schungsinstitut CBOS im August 2017 auf der Grundlage 
einer landesweiten Probe bewerteten – ähnlich wie in der 
hier besprochenen Untersuchung – 49 Prozent der Polen 
die aktuelle wirtschaftliche Situation im Land positiv 
(vgl. CBOS: Komunikat z Badań Nr 110/2017: Nastroje 
społeczne w sierpniu. Warszawa 08/2017).

Die Untersuchung des ISP und seiner ausländischen 
Partner zeigt auch, dass die Polen das Wirtschaftssys-
tem, das 1989 eingeführt wurde, eher positiv beurteilen 
und der Meinung sind, dass es ihnen überwiegend posi-

tive Ergebnisse beschert habe. 59 Prozent der Befrag-
ten, stimmten zu, dass »nach 1989 in Polen die Chancen 
für talentierte und hart arbeitende gewöhnliche Bürger 
gestiegen« seien. Nur 28 Prozent waren gegenteiliger 
Meinung. Dies ist der höchste Wert unter den Einwoh-
nern aller Visegrád-Länder, wobei die Tschechen hier 
den zweiten Platz einnehmen, mit der gleichen Anzahl 
positiver Antworten, aber einem größeren Anteil derer 
(35 Prozent), die nicht zustimmen (s. Grafik 2 auf S. 8).

Um die Einstellungen der Polen zur Systemtransfor-
mation besser zu verstehen, bieten die Antworten interes-
sante Einsichten, die die Polen auf folgende offene Frage 
gegeben haben: »Polen durchlief eine intensive Entwick-
lungsphase seit 1989. Wenn Du die wichtigsten Errungen-
schaften in der Entwicklung des Staates in den vergange-
nen 27 Jahren nennen solltest, welche wären das?« Alle 504 
Antworten wurden nach den größtmöglichen gemeinsa-
men Nennern kategorisiert (jeder Befragte konnte maxi-
mal drei Antworten geben). Auf diese Weise wurden 79 
verschiedene Antwortkategorien gebildet. Allerdings wur-
den nur 26 dieser Kategorien von mindestens einem Pro-
zent der Befragten angegeben und nur diese wurden in 
der weiteren Analyse berücksichtigt. Für diese 26 Katego-
rien wurde berechnet, wie häufig sie im Vergleich zu allen 
von den 504 Befragten genannten Antworten vorkom-
men. Des Weiteren hat die deutliche Mehrheit der Befrag-
ten nicht die Möglichkeit genutzt, eine dritte Antwort zu 
geben, weshalb in der weiteren Analyse nur die Antwor-
ten der ersten und zweiten Wahl berücksichtigt wurden.

In der Analyse der von mindestens einem Prozent der 
Befragten gegebenen Antworten (s. Grafik 3 auf S. 10) 
fällt am meisten die zweitrangige Rolle einzelner histo-
rischer Ereignisse auf, die Wendepunkte in der neuesten 
Geschichte Polens waren – abgesehen vom Beitritt Polens 
zur Europäischen Union (erste Wahl von 124 Befrag-
ten, zweite Wahl von 58 Befragten) und vom Beitritt zur 
NATO (erste Wahl von 41 Personen, zweite Wahl von 42 
Personen). Gleich dahinter liegt eine Gruppe von Ereig-
nissen mit deutlich breiterer Bedeutung, die eher einen 
gewissen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Fort-
schritt widerspiegeln, der in den vergangenen 27 bis 28 
Jahren in Polen eintrat, und nicht konkrete Ereignisse, 
die zu diesen Veränderungen führten. Die Mehrheit 
von ihnen bezieht sich eher auf die Wirtschaft und die 
Lebensqualität. Zu dieser Gruppe gehört die Entwick-
lung der Infrastruktur, das heißt die Modernisierung des 
Landes mit Hilfe des Baus neuer Straßen und Autobah-
nen, der Instandsetzungen bei der Eisenbahn, des Baus 
von Radwegen, der U-Bahn in Warschau u. ä. Diesen 
Antworttyp wählten 55 Befragte. Weiter gehören zu die-
ser Gruppe die Schaffung des freien Marktes und die 
Privatisierung der Wirtschaft (angegeben von insgesamt 
43 Personen), das Wirtschaftswachstum (41 Befragte), 
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die bessere Lebensqualität, verbunden mit höheren Ein-
kommen und einem besseren Angebot in den Geschäf-
ten (28 Befragte) sowie die technische Entwicklung (27). 
Auf den folgenden Positionen liegen die Entwicklung 
der Bildung und die Reform des Schulwesens (16 Ant-
worten; die Personen, die sich direkt auf die Reform des 
Bildungswesens bezogen, gaben nicht an, um welche der 
Reformen es sich handele), die Tatsache, dass Städte, 
Kleinstädte und Dörfer schöner geworden sind (11 Ant-
worten), der Beschäftigungsanstieg (9 Antworten), die 
Entwicklung der Landwirtschaft und der ländlichen 
Gebiete (8 Antworten), die Modernisierung der Fabri-
ken und die industrielle Entwicklung (8 Antworten) 
sowie auch die Einführung des Internets (8 Antworten).

Auf den folgenden Plätzen finden sich Angaben zur 
Demokratisierung des Landes. Die Gruppe der Antwor-
ten, zu der die Einführung der Demokratie, der Freiheit 
und bürgerlicher Freiheiten gehören, war zwar die viert-
häufigste vertretene (52 Mal), aber die folgenden Posi-
tionen in dieser Gruppe tauchten deutlich seltener auf – 
der Zusammenbruch des Kommunismus im Jahr 1989 
und die Systemtransformation wurden von 22 Befrag-
ten gewählt und die Einführung freier (demokratischer) 
Wahlen nannten 13 Personen. Darüber hinaus waren 
die Grenzöffnung und der Beitritt zum Schengenraum 
(von 22 Personen genannt) wohl nur zum Teil mit die-
sem Ereignis vom Dezember 2007 verbunden, bezogen 
sich doch viele Befragte vielmehr auf die Möglichkeit, 
zu reisen oder im Ausland zu arbeiten und zu studie-
ren. Sehr interessant ist darüber hinaus das eher selek-
tive Gedächtnis der Befragten in Bezug auf die neu-
este Geschichte. Dieses Phänomen wird auch in anderen 
Untersuchungen festgestellt, aus denen außerdem her-
vorgeht, dass sich die Gesellschaft auch mit Blick auf 
das kollektive Gedächtnis der neuesten Geschichte in 
zwei Lager spaltet (so beispielsweise Piotr Pacewicz: 
Triumf propagandy PiS: tylko 48 proc. Polaków uważa, 
że Lech Wałęsa ma większe zasługi dla »Solidarności« 
niż Lech Kaczyński. OKO.press, 08.2017, <https://oko.
press/triumf-propagandy-pis-48-proc-polakow-uwaza-
ze-lech-walesa-wieksze-zaslugi-dla-solidarnosci-niz-
lech-kaczynski/>). Das fehlende Wissen über etwas ältere 
Ereignisse wird durch neuere ersetzt, die intensiv politisch 
beworben wurden. Ein Beispiel ist das Familienförder-
programm »500 +« (von 20 Befragten genannt), also ein 
Schlüsselprojekt der Sozialpolitik der aktuellen Regie-
rung, das eine monatliche Zahlung von 500 Zloty pro 
Kind ab dem zweiten Kind beinhaltet. Ähnlich verhält es 
sich mit der Fußballeuropameisterschaft 2012 und dem 
Bau neuer Sportstadien in deren Vorfeld (7 Antworten).

Fasst man die Antworten zusammen, lässt sich fest-
stellen, dass weitere einzelne Ereignisse, die bestimmte 
Veränderungen in Polen initiiert haben, nur kleine Res-

pondentengruppen genannt haben: Die Abwertung des 
Zloty im Januar 1995 nannten nur sieben Personen, den 
Umbruch in den Kontakten zu Russland und der Abzug 
russischer Soldaten im Jahr 1993 nannten sechs Perso-
nen und die Gespräche am Runden Tisch im Jahr 1989 
nannten 5 Personen. Diese Ergebnisse lassen sich so 
bewerten, dass es nicht gelungen ist, bestimmte gemein-
same Bezugspunkte im kollektiven Gedächtnis der Polen 
zu etablieren, die jedoch für die Integration der Ein-
wohner genutzt werden könnten. Die hier beobachtete 
Situation kann eine Folge der hohen Temperatur des 
politischen Streits sein, in dem u. a. Ereignisse der neu-
esten Geschichte des Landes diskutiert werden, deren 
Bedeutung infrage gestellt wird. Im Ergebnis scheinen 
die Polen weniger gern konkrete historische Ereignisse 
zu nennen und bevorzugen es, allgemeiner über Pro-
zesse zu sprechen, die mit der Verbesserung der persön-
lichen wirtschaftlichen Situation oder dem allgemei-
nen Wirtschaftswachstum im Land verknüpft sind. Das 
scheint sich auch in den Angaben zur größeren Zufrie-
denheit mit der wirtschaftlichen als mit der politischen 
Lage widerzuspiegeln.

Die Wahrnehmung der Demokratie
Vor dem Hintergrund der recht hohen Unterstützung 
für eine Partei in Polen, die Maßnahmen ergreift, die 
von Experten als nicht verfassungskonform betrach-
tet werden, fragen Forscher häufig nach dem Verhält-
nis zur Demokratie und nach dem Niveau des öffentli-
chen Vertrauens (Vertrauen zu anderen Menschen sowie 
zu Institutionen). Was Ersteres betrifft, ist festzustel-
len, dass die Polen seit Beginn der Transformation die 
Demokratie wertschätzen, insbesondere im Vergleich zu 
anderen Regierungsformen. Festzuhalten ist auch, dass 
die Zustimmung zu der Meinung, dass »die Demokra-
tie anderen Regierungsformen überlegen« ist, nach den 
letzten Parlamentswahlen im Herbst 2015 gestiegen ist, 
seit im öffentlichen Diskurs mehr über die Demokra-
tie als solche und die Gefahren für ihr Funktionieren 
diskutiert wird.

Die Ergebnisse der Untersuchung in den Visegrád-
Ländern zeigen jedoch deutlicher die negative Wahr-
nehmung des Zustands der Demokratie, die die Polen an 
den Tag legen. Deutlich ist der fehlende Glaube daran, 
dass »im gegenwärtigen System die Meinung eines jeden 
gehört werden kann und zumindest dazu beitragen kann, 
dass öffentliche Probleme gelöst werden«. Nur 35 Prozent 
der Polen stimmen dieser Meinung zu und 59 Prozent 
nicht. Zusammen mit den Ungarn (27 Prozent gaben 
eine positive Antwort) sind die Polen unter den Einwoh-
nern der Visegrád-Länder am skeptischsten eingestellt. 
Ähnlich verhält es sich mit Meinungen zur Achtung der 
zivilgesellschaftlichen Freiheiten im Land. Nur 36 Pro-

https://oko.press/triumf-propagandy-pis-48-proc-polakow-uwaza-ze-lech-walesa-wieksze-zaslugi-dla-solidarnosci-niz-lech-kaczynski/
https://oko.press/triumf-propagandy-pis-48-proc-polakow-uwaza-ze-lech-walesa-wieksze-zaslugi-dla-solidarnosci-niz-lech-kaczynski/
https://oko.press/triumf-propagandy-pis-48-proc-polakow-uwaza-ze-lech-walesa-wieksze-zaslugi-dla-solidarnosci-niz-lech-kaczynski/
https://oko.press/triumf-propagandy-pis-48-proc-polakow-uwaza-ze-lech-walesa-wieksze-zaslugi-dla-solidarnosci-niz-lech-kaczynski/
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zent der Polen stimmen der Aussage zu, dass sie ausrei-
chend sei. Nur wenig besser ist es mit der Meinung über 
den Wert des Engagements in der Politik. Ungefähr die 
Hälfte der Bürger eines jeden Visegrád-Landes stimmt 
der Meinung zu, dass man dies besser nicht tun solle, da 
man »sich die Finger verbrennen« könne, wobei die Polen 
hier am wenigsten Vorbehalte haben.

Die Ansichten über den Zustand der zivilgesell-
schaftlichen Sphäre im jeweiligen Land sind mit dem 
vorherrschenden Syndrom der Hilflosigkeit der Bürger 
verbunden, das in allen Visegrád-Ländern zu beobachten 
ist. Die Mehrheit der Polen (73 Prozent) ist der Meinung, 
dass die Macht in ihrem Land ausschließlich in den 
Händen der Politiker liegt und der Durchschnittsbür-
ger vollkommen machtlos ist (die gleiche Meinung ver-
treten noch einmal zehn Prozent mehr Slowaken). Viel-
leicht müssten die 64 Prozent der polnischen Befragten, 
die zustimmen, dass »die Demokratie im Land zerbrech-
lich ist und leicht gefährdet werden kann« als alarmie-
rendes Ergebnis betrachtet werden, aber dieselbe Aus-
sage unterstützen auch größere Teile der Befragten in 
den anderen Ländern der Region (s. Grafik 4 auf S. 11).

Die Polen und die Ungarn zeigen die Tendenz, ver-
schiedene Bereiche des Funktionierens der Demokratie 
in ihrem Land schlechter zu beurteilen, aber die Polen 
bewerten die Demokratie in ihrem Land weniger gern 
als zerbrechlich als die Ungarn. Auf der anderen Seite 
fordert die deutliche Mehrheit der Ungarn und der Polen 
die Stärkung der Demokratie, wenn sie gefragt wer-
den, ob für eine gute Entwicklung ihres Landes mehr 
Demokratie notwendig sei oder die Regierung der star-
ken Hand. Die erste Option, mehr Demokratie, bejahen 
fast 73 Prozent der Ungarn und 62 Prozent der Polen. 
In der Slowakei und in Tschechien werden beide Posi-
tionen ähnlich häufig vertreten (s. Grafik 5 auf S. 12).

Diese Daten werfen die Frage auf, warum neben 
der so positiven Bewertung der Demokratie gleichzei-
tig eine große Unterstützung für eine Partei in Polen 
besteht, die die Mehrheit der Experten als gegensätzlich 
zu den Prinzipien der liberalen Demokratie beurteilt. 
Eine Erklärung dieses Widerspruchs kann sein, dass 
es sich in der polnischen Gesellschaft um verschiedene 
Auffassungen von Demokratie handelt – die eine beruft 
sich auf Rechtsstaatlichkeit und den Schutz der Rechte 
der Minderheiten, die andere stützt sich auf autoritäre 
Werte und starke Haltungen in der polnischen Gesell-
schaft und bezieht sich auf die Demokratie als System, 
in dem der Wille der Mehrheit entscheidend ist. Eine 
zweite mögliche Erklärung nimmt Bezug zum Narrativ 
der regierenden Partei, das von den durch die Regierung 
kontrollierten öffentlichen Medien unterstützt wird. 
Demnach arbeite gerade die Regierungspartei an der 
Stärkung der Demokratie im Land, während die Vor-

gängerregierungen allein in ihrem eigenen Interesse und 
im Interesse kleiner elitärer Kreise (vor allem postkom-
munistischer) gehandelt hätten. Unschwer zu erkennen, 
handelt es sich hier um eine typisch populistische Mei-
nung, die sich auf Anti-Establishment-Stimmungen in 
der Gesellschaft bezieht. Ein solcher, auf Spaltungen in 
der Gesellschaft beruhende Diskurs fällt insbesondere in 
einer Gesellschaft mit einem niedrigen Niveau öffentli-
chen Vertrauens auf fruchtbaren Boden sowie in einer 
Gesellschaft mit einer großen Anzahl »kritischer Bür-
ger« oder »unzufriedener Demokraten«, wie Pippa Norris 
(Critical Citizens: Global Support for Democratic Gov-
ernance. Oxford University Press 1999) feststellte. Diese 
würden die Demokratie im Vergleich zu anderen politi-
schen Systemen wertschätzen, sie seien aber nicht zufrie-
den mit der aktuellen Situation im eigenen Land (dazu 
auch Radosław Markowski und Michał Kotnarowski: 
Normatywne i ewaluatywne aspekty stosunku Pola-
ków do demokracji w latach 2012–2015, Studia Socjo-
logiczne 2016, Nr. 4 (223) 2016.).

Um die Einschätzung der Polen zur Rolle der Demo-
kratie in ihrem Land zu verstehen, muss berücksichtigt 
werden, wie sie die unterschiedlichen Lebensbereiche 
bei der Bewertung des gegenwärtigen politischen Sys-
tems gewichten. Nur 12,5 Prozent der Polen nannten 
hier »Freiheit, Demokratie, die Chance, sich und seine 
Meinungen zu auszudrücken«. 22 Prozent nannten den 
»Lebensstandard, die Warenpreise und die Zugänglich-
keit von Dienstleistungen«. Nur in der Slowakei war 
die Unterstützung für die beiden Aussagen umgekehrt 
(s. Grafik 6 auf S. 12). Eine signifikante Mehrheit der 
Befragten nutzte allerdings die Möglichkeit anzuge-
ben, dass ihnen beides wichtig sei. Umso mehr muss 
die Häufigkeit der Antworten an den beiden Enden der 
Skala beachtet werden. Nur die Personen mit dezidier-
ten Meinungen wählten nur eine der Optionen. Das 
Bewusstsein, dass solche Ansichten auftreten, sagt uns 
etwas mehr über gesellschaftliche Einstellungen sowie 
über die Bereitschaft, bestimmte Grundsätze der libe-
ralen Demokratie zu nutzen, um die Lebensqualität zu 
verbessern. Dies kann sich auch in der Unterstützung 
für Parteien äußern, die in ihrem politischen Programm 
klar umrissene Ideen im Bereich der Sozialpolitik haben.

Bei der Analyse der Einstellungen der Menschen zur 
Demokratie in Polen lassen sich schwer die aktuellen 
Ereignisse ignorieren, die die Qualität der demokrati-
schen Ordnung prägen. Daher wurden die Respondenten 
um ihre Meinung zu den Reformen der regierenden Partei 
Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) 
gebeten, die auf das Funktionieren demokratischer Insti-
tutionen mit Schlüsselbedeutung Einfluss nehmen. Es 
zeigte sich, dass 50 Prozent der Polen die Reformen nicht 
unterstützen (32 Prozent lehnen sie deutlich ab). Dage-
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gen sind 35 Prozent gegenteiliger Auffassung (15 Prozent 
teilen deutliche Zustimmung mit). 15 Prozent wiederum 
waren nicht imstande, sich auf einer der Seiten zu positio-
nieren. Möglicherweise spiegelt das mehr oder weniger das 
Niveau der Unterstützung für die PiS wider, das nach der 
Mehrheit der Meinungsumfragen im Jahr 2017 zwischen 
35 und 40 Prozent Unterstützung bei denen oszillierte, 
die angaben, zur Wahl gehen zu wollen. Darüber hinaus 
fragten wir die Teilnehmer, ob sie etwas getan haben, 
um ihre Unzufriedenheit mit bzw. ihre Unterstützung 
für das Vorgehen der Regierung zum Ausdruck zu brin-
gen. Hier zeigte sich, dass die deutliche Mehrheit nichts 
unternommen hat. Allerdings war der Anteil derjenigen, 
die auf verschiedene Art und Weise gegen Entscheidun-
gen der Regierung protestierten, eindeutig größer als die 
Anzahl ihrer aktiven Anhänger (s. Grafik 7 auf S. 13).

Das öffentliche Vertrauen
Der Einfluss aktueller politischer Debatten im Zusam-
menhang mit der Qualität der Demokratie in den unter-
suchten Ländern wird auch in den Daten sichtbar, die 
über den Grad des Vertrauens in die wichtigsten öffent-
lichen Institutionen Auskunft geben. Deutlich niedrige 
Ergebnisse sind in allen Visegrád-Ländern festzustellen. 
Von Bedeutung ist allerdings der Unterschied im Ver-
trauen zu den Institutionen der Europäischen Union in 
denjenigen Staaten, in denen die EU als einer der Haupt-
feinde der heimischen Regierung wahrgenommen wird 
und in denen diese eine Politik betreibt, die nach Mei-
nung der Mehrheit der einheimischen und ausländischen 
Experten die Rechtsstaatlichkeit verletzt, so in Polen und 
in Ungarn (s. Tab. 3 auf S. 13). 52 Prozent der Polen (und 
58 Prozent der Ungarn) setzen Vertrauen in die Euro-
päische Kommission und 51 Prozent der Polen vertrauen 
dem Europäischen Parlament (57 Prozent der Ungarn). 
In beiden Ländern besteht ebenfalls ein deutlich größeres 
Misstrauen gegenüber den öffentlichen Medien (Radio 
und Fernsehen) als in den beiden übrigen Ländern der 
Region. Vertrauen genießen die öffentlichen Medien bei 
weniger als 31 Prozent der Polen und 30 Prozent der 
Ungarn. Auf der anderen Seite ist in den beiden Ländern 
die Wahrnehmung der Nichtregierungsorganisationen 
deutlich besser als in den übrigen Visegrád-Ländern. Ver-
trauen zu solchen Einrichtungen zu haben, erklären fast 
60 Prozent der Polen und 58 Prozent der Ungarn. Dies 
scheint besonders wichtig, wenn man mit einbezieht, dass 
die Einwohner beider Länder Verleumdungskampagnen 
ausgesetzt waren, die einen Teil des NGO-Sektors ver-
unglimpften, sowie anderen Aktivitäten, die darauf ziel-
ten, die Verwurzelung der NGOs in der Gesellschaft zu 
zerstören (vgl. den Bericht des EU-Russia Civil Society 
Forum: 2016 Report on the State of Civil Society in the 
EU and Russia. Berlin 2017. <http://eu-russia-csf.org/

fileadmin/State_of_Civil_Society_Report/18_05_2017_
RU-EU_Report_spaudai_Hyperlink_Spread.pdf>). Im 
Ergebnis scheinen die Einwohner beider Länder weni-
ger anfällig für einen solchen politischen Diskurs zu sein, 
jedoch bedarf diese Hypothese weiterer Überprüfung.

Am stärksten spürbar scheint jedoch das allgemeine 
Misstrauen gegenüber den wichtigsten Institutionen 
der repräsentativen Demokratie zu sein, als da wären 
die politischen Parteien, das Parlament und die Regie-
rung. Interessant ist ebenfalls die Position der Kirche 
auf dieser Skala, die gleich nach jenen drei demokrati-
schen Institutionen kommt. Diese Situation ist gerade 
in Polen verblüffend, wo die überwältigende Mehrheit 
der Einwohner zur katholischen Kirche gehört, aber 61 
Prozent dieser Institution nicht vertrauen (die gegen-
teilige Haltung vertreten 32 Prozent der Polen). Eine 
deutlich negative Meinung zum Thema Kirche als Insti-
tution spiegelt sich auch in der Antwort auf die Frage 
wider »Sollen sich die Kirche und religiöse Verbände zu 
politischen Fragen äußern?« Weniger als 14 Prozent der 
Polen bejahte dies gegenüber 82 Prozent, die es ablehn-
ten. Dabei waren beide Anteile die höchsten unter den 
Visegrád-Ländern. Als Erklärung kann herangezogen 
werden, dass die Polen möglicherweise viel sensibler in 
dieser Frage sind, weil kirchliche Würdenträger in der 
heimischen Politik ständig präsent sind.

Letztlich bestätigen die Untersuchungsergebnisse 
die Trends, die auch in anderen Studien deutlich wer-
den und auf eine wachsende Unzufriedenheit der Polen 
mit den wichtigsten Institutionen des politischen Lebens 
hinweisen. Im Laufe der Jahre ließ sich beobachten, dass 
die Anzahl der Polen geringer wird, die ihr Vertrauen 
zum Parlament und der Regierung bekunden (wenn 
sich auch das Niveau des Vertrauens abhängig von der 
jeweiligen Regierung und dem Zeitpunkt ihrer Amts-
zeit unterschied), wobei dies nichts über die politischen 
Parteien sagt, denen unter den abgefragten öffentlichen 
Institutionen am wenigsten Vertrauen entgegengebracht 
wird. Auf der anderen Seite ist das wachsende Vertrauen 
gegenüber den Selbstverwaltungsorganen sichtbar (43 
Prozent der Polen vertrauten dieser Verwaltungsebene 
im Jahr 2002, 64 Prozent waren es im Jahr 2016). Diese 
Entwicklung kann mit der zunehmenden Rolle der loka-
len Organe in Verbindung stehen: Diese befassen sich 
mit Themen, die dem jeweiligen Bürger am nächsten 
und am wichtigsten sind; außerdem sind sie verant-
wortlich für die Vergabe eines großen Teils der euro-
päischen Mittel. Letztlich nehmen die Menschen deren 
Arbeit unmittelbar wahr, die sich in der Verbesserung 
der Lebensqualität des Einzelnen auswirkt.

Die hier vorgestellte Untersuchung zeigt außerdem eine 
interessante Korrelation zwischen dem Niveau des Miss-
trauens gegenüber bestimmten öffentlichen Institutionen 

http://eu-russia-csf.org/fileadmin/State_of_Civil_Society_Report/18_05_2017_RU-EU_Report_spaudai_Hyperlink_Spread.pdf
http://eu-russia-csf.org/fileadmin/State_of_Civil_Society_Report/18_05_2017_RU-EU_Report_spaudai_Hyperlink_Spread.pdf
http://eu-russia-csf.org/fileadmin/State_of_Civil_Society_Report/18_05_2017_RU-EU_Report_spaudai_Hyperlink_Spread.pdf
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und der Zufriedenheit mit der aktuellen Situation im Land. 
Personen, die mit ihr unzufrieden sind, geben ein stärke-
res Misstrauen gegenüber den zentralen Organen (Parla-
ment, Regierung, Präsident), der Kirche, den öffentlichen 
Medien, den politischen Parteien und sogar der Polizei an. 
Auf der anderen Seite ist das Misstrauen gegenüber der 
Europäischen Kommission und dem Europäischen Parla-
ment deutlich höher unter denjenigen, die mit der aktuel-
len politischen Lage zufrieden sind. Diese Gruppe ist etwas 
misstrauischer gegenüber den lokalen Organen und (uner-
heblich) gegenüber den Gerichten (s. Grafik 8 auf S. 14). 
Dies kann eine weitere Bestätigung des Einflusses politi-
scher Debatten sein sowie auch ein Phänomen der Auftei-
lung der polnischen Gesellschaft in »politische Stämme«.

Fazit
Die Ergebnisse der durchgeführten Untersuchung bestä-
tigen, dass es ein recht kompliziertes Konzept ist, ein 
Bürger zu sein, insbesondere ein »aktiver«. Die Polen 
haben ein deutliches Problem, sich dieses anzueignen. 
Noch mehr Probleme bereitet ihnen, die sich daraus 
ergebenden Anforderungen zu erfüllen und tatsäch-
lich aktiv zu werden (was hier aus Platzgründen nicht 
breiter ausgeführt werden kann). Dem tatsächlichen 
Engagement ist auch nicht dienlich, dass dieser Bereich 
des gesellschaftlichen Lebens politisiert worden ist. Ein 
»aktiver Bürger« zu sein, wird im öffentlichen Diskurs 
wie auch in der individuellen Wahrnehmung (wobei 
beide Bereiche miteinander verflochten sind) eher als 
politische Tätigkeit verstanden. Die Polen assoziieren 
diese Aktivität weniger mit der Hilfe für Bedürftige, 
dem Engagement in zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen oder der Aktivität für die Gesellschaft vor Ort.

Dieses Verständnis vom aktiven Bürger passt auch 
nicht zu den Tätigkeiten, die die Polen für sich persönlich 
als wichtig erachten. Hier schätzen sie mehr solche Formen 
der Aktivität, die ihnen zumindest teilweise bestimmte 
reelle Vorteile bringen – und weniger Tätigkeiten, die 
sich auf ein eher abstraktes öffentliches Interesse grün-
den. Im Ergebnis achten die Polen mehr auf die Lebens-
qualität und ihr Wohlbefinden sowie das ihrer Familie. 
Dies überträgt sich auch auf ihre Bewertung der jüngsten 
Geschichte, bei der sie die Bedeutung des wirtschaftlichen 

Wachstums und der in verschiedenen Lebensbereichen 
eintretenden Modernisierung unterstreichen.

Auch wenn die Mehrheit der Polen (ähnlich wie der 
Ungarn) die Schwächen der Demokratie in ihrem Land 
wahrnimmt und erklärt, dass es für seine weitere Ent-
wicklung mehr Demokratie bedarf, schauen sie eher 
auf den Lebensstandard als auf Rechte und Freiheiten. 
Wenn es darüber hinaus um tatsächliches Engagement 
geht, sind sie eher passiv und skeptisch gegenüber der 
Bedeutung der verbreitetsten Formen zivilgesellschaftli-
cher Aktivität – und ihres Potentials, Einfluss zu nehmen 
und Veränderungen herbeizuführen. Es lässt sich also 
feststellen, dass die Polen einerseits an die Bedeutung der 
Demokratie glauben, aber nicht fühlen, dass sie einen 
persönlichen Anteil an ihrer Stärkung haben. Anderer-
seits ist darauf hinzuweisen, dass nicht alle Befragten 
ein einheitliches Verständnis von »Demokratie« haben. 
Ein wesentlicher Teil der Gesellschaft bekennt sich zum 
Konzept der Demokratie der Mehrheit, das heißt, die 
politisch Verantwortlichen können alles machen und 
die Rechte der Minderheit dabei übergehen.

Um ein größeres zivilgesellschaftliches Engagement 
der Polen zu evozieren, muss das Konzept des aktiven 
Bürgers entpolitisiert werden. Es sollten Aktivitäten auf 
verschiedenen administrativen Ebenen unternommen 
werden, mit dem Ziel, den Polen die Bedeutung eines 
anderen Demokratiekonzeptes und seine grundlegen-
den Regeln zu erklären. Die Aktivitäten sollten auch 
dazu führen, dass das Konzept des zivilgesellschaftlichen 
Engagements in das normale Leben eingebettet wird und 
sich als gesellschaftliche Aktivität, Hilfe für Bedürftige 
und Einsatz für die lokale Gemeinschaft ausdrückt. Nur 
wenn zivilgesellschaftliche Aktivität auf diese Weise von 
laufenden politischen Konflikten getrennt wird, ist es 
möglich, in der Gesellschaft dauerhafte Muster zivilge-
sellschaftlichen Engagements zu entwickeln. Wenn die 
Polen letztlich ein stärkeres Gefühl erhalten, selbst wir-
kende Kraft und Subjekt zu sein, kann das schließlich 
dazu führen, dass sich ihre Beurteilung des Funktionie-
rens der Demokratie in Polen verbessert.

Übersetzung aus dem Polnischen: Silke Plate
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Umfragen zur politischen und wirtschaftlichen Situation, zur Entwicklung 
der Demokratie und zum Vertrauen in Institutionen

Grafik 1: Die Bewertung der aktuellen politischen und wirtschaftlichen Situation im Land 
(1 – sehr zufrieden; 4 – eindeutig unzufrieden; Durchschnittswerte)
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Quelle: Pazderski, Filip; Penno Hartlová, Helena; Bútorová, Zora; Wessenauer, Veszna: Citizenship empowerment: potential for 
civic participation in the Visegrad countries, 2017 & 2018. STEM/IVO/Political Capital/ISP 2018. <http://www.isp.org.pl/publi 
kacje,1,955.html>

Quelle: Pazderski, Filip; Penno Hartlová, Helena; Bútorová, Zora; Wessenauer, Veszna: Citizenship empowerment: potential for 
civic participation in the Visegrad countries, 2017 & 2018. STEM/IVO/Political Capital/ISP 2018. <http://www.isp.org.pl/publi 
kacje,1,955.html>

Grafik 2: Nach 1989 haben sich die Möglichkeiten für talentierte und hart arbeitende Bür-
gerinnen und Bürger in Deinem Land verbessert.
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Tabelle 1: Polen: Die wichtigsten Veränderungen in der Entwicklung des Landes in den letzten 
27 Jahren (Antworten der Polen auf eine offene Frage, max. 3 Antworten)

Anteil an allen Ant-
worten – 1. Wahl

Anteil an allen Ant-
worten – 2. Wahl

Beitritt zur EU 24,6 % 11,5 %
Beitritt zur NATO 8,1 % 8,3 %
Entwicklung der Infrastruktur (Straßen, Eisenbahnlinien, 
U-Bahn, Fahrradwege) 5,8 % 5,2 %

Privatisierung der Wirtschaft, freier Markt, Freiheit wirt-
schaftlicher Tätigkeit 5,0 % 3,6 %

Demokratie, Freiheit und zivilgesellschaftliche Freiheiten 5,0 % 5,4 %
wirtschaftliche Entwicklung 4,8 % 3,4 %
Zusammenbruch des Kommunismus (1989) und Systemtrans-
formation 3,4 % 1,0 %

technologische Entwicklung (z. B. Handys, Elektronik, Com-
puter) 2,6 % 2,8 %

nichts/es gibt keine Freiheit und keine Entwicklung in Polen 2,2 % 1,2 %
Familienförderprogramm »500+«/Unterstützung für Kinder 2,0 % 2,0 %
Beschäftigungsanstieg 1,8 % 0,0 %
freie (demokratische) Wahlen 1,8 % 0,8 %
Entwicklung des Schulwesens und Reform des Bildungs-
wesens 1,6 % 1,6 %

offene Grenzen, Beitritt zum Schengenraum 1,6 % 2,8 %
bessere Lebensqualität/höhere Einkommen, bessere Ver-
sorgung der Geschäfte 1,4 % 4,2 %

Runder Tisch 1,0 % 0,0 %
Modernisierung der Fabriken und industrielle Entwicklung 1,0 % 0,6 %
Abwertung des Zloty 0,8 % 0,6 %
Fußballeuropameisterschaft 2012, Stadien und Sportver-
anstaltungen 0,8 % 0,6 %

schönere Städte und Dörfer 0,8 % 1,4 %
Internet 0,6 % 1,0 %
Entwicklung der Landwirtschaft und des ländlichen Raumes 0,6 % 1,0 %
Entwicklung des Wohnungsbauwesens  0,4 % 0,8 %
Entwicklung der Medien und Zugang zu Informationen 0,4 % 0,8 %
Entwicklung des Gesundheitswesens 0,4 % 0,8 %
Distanzierung von Russland/Abzug der russischen Armee 0,4 % 0,8 %

Quelle: Pazderski, Filip; Penno Hartlová, Helena; Bútorová, Zora; Wessenauer, Veszna: Citizenship empowerment: potential for 
civic participation in the Visegrad countries, 2017 & 2018. STEM/IVO/Political Capital/ISP 2018. <http://www.isp.org.pl/publi 
kacje,1,955.html>

http://www.isp.org.pl/publikacje,1,955.html
http://www.isp.org.pl/publikacje,1,955.html
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Grafik 3: Polen: Die wichtigsten Veränderungen in der Entwicklung des Landes in den letzten 
27 Jahren (Antworten der Polen auf eine offene Frage, max. 3 Antworten)
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Grafik 4: Inwieweit stimmst Du den Aussagen zu bzw. nicht zu?  
(1 – ich stimme eindeutig zu; 4 – ich stimme eindeutig nicht zu; Durchschnittswerte)
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politischer Probleme beitragen.

Es ist besser, sich nicht politisch zu engagieren, weil man sich die "Finger verbrennen" könnte.

Die Demokratie in meinem Land ist brüchig und leicht zu gefährden.

Die zivilgesellschaftlichen Freiheiten in meinem Land sind ausreichend geschützt.

Die Macht  liegt jetzt ausschließlich in den Händen der Politiker und die gewöhnlichen Bürger sind vollkommen machtlos.

Quelle: Pazderski, Filip; Penno Hartlová, Helena; Bútorová, Zora; Wessenauer, Veszna: Citizenship empowerment: potential for 
civic participation in the Visegrad countries, 2017 & 2018. STEM/IVO/Political Capital/ISP 2018. <http://www.isp.org.pl/publi 
kacje,1,955.html>

Tabelle 2: Inwieweit stimmst Du den Aussagen zu bzw. nicht zu?  
(1 – ich stimme eindeutig zu; 4 – ich stimme eindeutig nicht zu; Durchschnittswerte)

Tschechien Slowakei Polen Ungarn
In unserem politischen System kann jede Meinung 
Gehör finden und zumindest ein wenig  zur Lösung 
öffentlicher und politischer Probleme beitragen. 

2,73 2,58 2,83 3,06

Es ist besser, sich nicht politisch zu engagieren, weil 
man sich die »Finger verbrennen« könnte.

2,39 2,43 2,48 2,40

Die Demokratie in meinem Land ist brüchig und 
leicht zu gefährden. 

2,02 1,95 2,13 1,96

Die zivilgesellschaftlichen Freiheiten in meinem Land 
sind ausreichend geschützt.

2,62 2,76 2,74 2,91

Die Macht  liegt jetzt ausschließlich in den Händen 
der Politiker und die gewöhnlichen Bürger sind voll-
kommen machtlos.

1,74 1,69 1,88 1,87

Quelle: Pazderski, Filip; Penno Hartlová, Helena; Bútorová, Zora; Wessenauer, Veszna: Citizenship empowerment: potential for 
civic participation in the Visegrad countries, 2017 & 2018. STEM/IVO/Political Capital/ISP 2018. <http://www.isp.org.pl/publi 
kacje,1,955.html>

http://www.isp.org.pl/publikacje,1,955.html
http://www.isp.org.pl/publikacje,1,955.html
http://www.isp.org.pl/publikacje,1,955.html
http://www.isp.org.pl/publikacje,1,955.html


POLEN-ANALYSEN NR. 217, 02.05.2018 12

Grafik 5: Brauchen wir mehr Demokratie oder mehr Regierung der starken Hand für das 
Wohlergehen des Landes?
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Visegrád-Staaten Tschechien Slowakei Polen Ungarn
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Quelle: Pazderski, Filip; Penno Hartlová, Helena; Bútorová, Zora; Wessenauer, Veszna: Citizenship empowerment: potential for 
civic participation in the Visegrad countries, 2017 & 2018. STEM/IVO/Political Capital/ISP 2018. <http://www.isp.org.pl/publi 
kacje,1,955.html>

Grafik 6: Bei der Bewertung des gegenwärtigen politischen Systems beziehen sich manche vor 
allem auf Freiheit, Demokratie und die Möglichkeiten, sich und seine Meinungen 
auszudrücken. Andere denken an das Lebensniveau, die Preise von Produkten und die 
Zugänglichkeit von Dienstleistungen. Welche Ansicht ist Dir persönlich näher?

Quelle: Pazderski, Filip; Penno Hartlová, Helena; Bútorová, Zora; Wessenauer, Veszna: Citizenship empowerment: potential for 
civic participation in the Visegrad countries, 2017 & 2018. STEM/IVO/Political Capital/ISP 2018. <http://www.isp.org.pl/publi 
kacje,1,955.html>
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http://www.isp.org.pl/publikacje,1,955.html
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Grafik 7: Polen: Seit Dezember 2015 hat die PiS-Regierung viele rechtliche Änderungen ein-
geführt, die das Funktionieren der wichtigsten Institutionen eines demokratischen 
Rechtsstaates betreffen. Bist Du in irgendeiner Form aktiv geworden, um Zustim-
mung oder Missbilligung gegenüber den rechtlichen Veränderungen durch die 
aktuelle Regierung auszudrücken?
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Ich habe mich an öffentlichen Aktionen beteiligt, um meine
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Ich habe mich bei Protesten engagiert, um meine Missbilligung
gegenüber dem Handeln der Regierung auszudrücken.

Ich habe mich an keiner öffentlichen Aktivität mit Bezug zur Politik der
aktuellen Regierung beteiligt.

PiS – Prawo i Sprawiedliwość/Recht und Gerechtigkeit
Quelle: Pazderski, Filip; Penno Hartlová, Helena; Bútorová, Zora; Wessenauer, Veszna: Citizenship empowerment: potential for 
civic participation in the Visegrad countries, 2017 & 2018. STEM/IVO/Political Capital/ISP 2018. <http://www.isp.org.pl/publi 
kacje,1,955.html>

Tabelle 3: Das Vertrauen gegenüber öffentlichen Institutionen (1 – eindeutiges Vertrauen;  
4 – eindeutiges Misstrauen; Durchschnittswerte)

Visegrád-
Länder

Tschechien Slowakei Polen Ungarn

der Feuerwehr 1,36 1,31 1,35 1,39 1,39
der Polizei 2,4 2,2 2,6 2,3 2,4
lokalen Behörden in Deinem Dorf/
Deiner Stadt

2,4 2,3 2,6 2,4 2,4

Nichtregierungsorganisationen 
(NGOs)

2,6 2,9 2,9 2,3 2,4

dem Präsidenten 2,6 2,5 2,5 2,5 2,9
Gerichten 2,7 2,6 3,0 2,6 2,6
öffentlichen Medien (Radio und TV) 2,7 2,5 2,3 3,0 3,0
der Europäischen Kommission 2,7 3,2 2,9 2,4 2,3
dem Europäischen Parlament 2,8 3,2 2,9 2,5 2,4
der Kirche 3,0 3,3 3,0 2,9 2,9
der Regierung 3,1 3,1 3,1 3,0 3,1
dem Parlament im Land 3,1 3,1 3,1 3,1 3,2
politischen Parteien 3,3 3,3 3,4 3,3 3,3

Quelle: Pazderski, Filip; Penno Hartlová, Helena; Bútorová, Zora; Wessenauer, Veszna: Citizenship empowerment: potential for 
civic participation in the Visegrad countries, 2017 & 2018. STEM/IVO/Political Capital/ISP 2018. <http://www.isp.org.pl/publi 
kacje,1,955.html>

http://www.isp.org.pl/publikacje,1,955.html
http://www.isp.org.pl/publikacje,1,955.html
http://www.isp.org.pl/publikacje,1,955.html
http://www.isp.org.pl/publikacje,1,955.html
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Grafik 8: Polen: Der Zusammenhang zwischen Vertrauen/Misstrauen gegenüber öffentlichen 
Institutionen und der (Un-)Zufriedenheit mit der politischen Situation (1 – ich habe 
eindeutig Vertrauen; 4 – ich habe eindeutig kein Vertrauen; Durchschnittswerte)
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civic participation in the Visegrad countries, 2017 & 2018. STEM/IVO/Political Capital/ISP 2018. <http://www.isp.org.pl/publi 
kacje,1,955.html>

http://www.isp.org.pl/publikacje,1,955.html
http://www.isp.org.pl/publikacje,1,955.html
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CHRONIK

17. – 30. April 2018
17.04.2018 Der Europäische Gerichtshof (EuGH) verkündet sein Urteil zum Białowieża-Urwald (Nordostpolen). Demnach 

rechtfertigt die Ausbreitung des Borkenkäfers nicht die Abholzungsmaßnahmen in dem Schutzgebiet und ver-
stößt gegen das Naturschutzrecht der Europäischen Kommission. Damit entspricht der EuGH einer Klage der 
EU-Kommission gegen Polen. Das polnische Umweltministerium teilt mit, es werde der Europäischen Kom-
mission nach der Analyse des Urteils Vorschläge für den langfristigen Schutz des Urwalds unterbreiten.

18.04.2018 Das Museum des Zweiten Weltkriegs in Danzig (Gdańsk) teilt mit, dass es an den Stadtpräsidenten Paweł 
Adamowicz ein Kaufangebot in Höhe von 2 Mio. Zloty für das Gebiet der Halbinsel Westerplatte gerichtet hat. 
Die Halbinsel solle zu Museumszwecken revitalisiert werden, so Museumsdirektor Karol Nawrocki. Adamowicz 
erklärt, die Westerplatte sei ein Ort für alle Polen und kein Handelsobjekt.

19.04.2018 Am Denkmal der Helden des Warschauer Ghettos finden die zentralen Feierlichkeiten zum 75. Jahrestag des 
Ghettoaufstands gegen die deutschen Besatzer statt. Außer Präsident Andrzej Duda halten die Botschafterin 
Israels, Anna Azari, und der Präsident des Jüdischen Weltkongresses, Ronald S. Lauder, Ansprachen. 

20.04.2018 Ministerpräsident Mateusz Morawiecki und Elżbieta Rafalska, Ministerin für Familie, Arbeit und Sozialpoli-
tik, treffen sich mit den Protestierenden, die sich seit Mitte der Woche im Sejmgebäude aufhalten. Es sind dies 
Eltern und Betreuer behinderter junger Erwachsener sowie diese selbst. Am Vormittag hatte sich unangekün-
digt Präsident Andrzej Duda zu den Protestierenden begeben. Die Protestteilnehmer fordern für behinderte 
Menschen ab dem 18. Lebensjahr, die nicht selbständig leben können, die Einführung einkommensunabhän-
giger monatlicher Zahlungen in Höhe von 500 Zloty und die Angleichung der Sozialrente an die Mindest-
rente. Morawiecki kündigt einen Fonds aus einer Sonderabgabe für Personen mit sehr hohem Einkommen an, 
der für jene Personengruppe eingesetzt werden soll. Mitte Mai sollen konkrete Vorschläge vorgestellt werden.

22.04.2018 Der Parteivorsitzende der Demokratischen Linksallianz (Sojusz Lewicy Demokratycznej – SLD), Włodzimierz 
Czarzasty, sagt auf einem Woiwodschaftsparteitag in Posen (Poznań), dass zwischen der Wählerschaft von 
Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) und der Partei PiS und ihrem Apparat unterschieden 
werden müsse und dass die SLD um die PiS-Wählerschaft kämpfen werde. Damit unterscheide sich die SLD 
von den Oppositionsparteien, die auch die PiS-Wähler bekämpften. Ein Fehler der parlamentarischen Opposi-
tion sei auch, dass sie in vielen Fragen rasch ihre Meinung ändere, was dem Stabilitätsbedürfnis der Menschen 
nicht entsprechen würde.

23.04.2018 Donald Tusk, Präsident des Europäischen Rates und ehemaliger Ministerpräsident Polens, sagt in Warschau 
vor dem Kreisgericht in einem Prozess gegen den ehemaligen Chef der Kanzlei des Ministerpräsidenten Tomasz 
Arabski und vier weitere Personen aus, die verantwortlich für die Koordination der Untersuchungen nach dem 
Absturz der Präsidentenmaschine (2010) waren, bei dem der damalige Präsident Lech Kaczyński und fast 100 
Personen des politischen und öffentlichen Lebens Polens tödlich verunglückt waren.

24.04.2018 Elżbieta Rafalska, Ministerin für Familie, Arbeit und Sozialpolitik, Krzysztof Michałkiewicz, Regierungsbe-
auftragter für Menschen mit Behinderung, und Vertreter von Organisationen für Menschen mit Behinderung 
unterzeichnen eine Vereinbarung, die u. a. eine Erhöhung der Sozialrente auf das Niveau der Mindestrente ab 
dem 1. Juni vorsieht. Vertreter der Gruppe Protestierender, die sich seit der vergangenen Woche im Sejm aufhal-
ten, lehnen die Vereinbarung ab, da von ihren beiden Forderungen nicht die Bewilligung einer einkommensun-
abhängigen monatlichen Zahlung von 500 Zloty berücksichtigt wurde. Iwona Hartwich, Sprecherin der Protes-
tierenden, sagt, allein von der Rentenerhöhung könne der betroffene Beeinträchtigte nicht leben. Regierungs-
sprecherin Joanna Kopcińska bekräftigt, dass ab Januar 2019 ein Solidaritätsfonds für Menschen mit Beein-
trächtigungen eingerichtet sein soll. Bei den Protestteilnehmern handelt es sich um Eltern und ihre behinder-
ten Kinder, die älter als 18 Jahre sind und nicht selbständig leben können. 

25.04.2018 Ministerpräsident Mateusz Morawiecki trifft sich in Warschau mit seinem slowakischen Amtskollegen Peter 
Pellegrini. Thematisiert wird u. a. die gemeinsame Haltung bei den Verhandlungen über den langjährigen EU-
Finanzrahmen. Den Ländern Ostmitteleuropas, die erst seit 14 Jahren EU-Mitglieder sind, sollte ein gleichbe-
rechtigter und solidarischer Zugang zu den europäischen Mitteln gewährt werden, so Morawiecki auf der gemein-
samen Abschlusspressekonferenz. Mit Blick auf die Haltung der Visegrád-Staaten (Polen, Slowakei, Tschechien, 
Ungarn) zur europäischen Flüchtlingspolitik verweist Morawiecki auf ihr Engagement zur Bekämpfung von 
Fluchtursachen und beim Schutz der EU-Außengrenzen. Er habe den Eindruck, dass dieses Vorgehen von den 
anderen EU-Ländern zunehmend wahrgenommen wird. Weiter stimmen beide Regierungschefs überein, dass 
sich die Visegrád-Gruppe als Interessenvertretung für Ostmitteleuropa und als integraler Teil der EU verstehe. 
Ihr Ziel sei die Stabilisierung der gesamten EU. 
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26.04.2018 Jarosław Kaczyński, Parteivorsitzender von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS), gibt die 
Namen der Kandidaten für das Amt der Stadtpräsidenten bei den Selbstverwaltungswahlen im Herbst bekannt. 
In Warschau wird Patryk Jaki, in Krakau (Kraków) Małgorzata Wassermann kandidieren. 

27.04.2018 Am Ende seines Besuches in Washington zeigt sich Verteidigungsminister Mariusz Błaszczak zufrieden über 
den Verlauf der Gespräche mit seinem US-amerikanischen Amtskollegen James Mattis, dem Präsidentenbera-
ter für nationale Sicherheit, John Bolton, sowie Vertretern der Ausschüsse für die Streitkräfte des Repräsentan-
tenhauses und des Senats. Thematisiert wurden u. a. der Vorschlag Polens, die Anzahl der US-amerikanischen 
Streitkräfte in Polen zu erhöhen, sowie der Kauf weiteren amerikanischen Militärgeräts durch Polen. Mattis 
lobt, dass Polen seine Verteidigungsausgaben auf 2,5 % des Bruttoinlandsprodukts erhöhe und US-amerikani-
sche Patriot-Systeme gekauft hat. Der Vertrag wurde Ende März unterzeichnet.

29.04.2018 Im Konflikt zwischen der Regierung und der Gruppe protestierender Eltern von erwachsenen behinderten Kin-
dern, die sich seit Mitte des Monats im Gebäude des Sejm aufhalten, unterstreicht Präsident Andrzej Duda, dass 
die Regierung die geforderte Angleichung der Sozialrente an die Mindestrente vor zwei Tagen beschlossen und 
einen Vorschlag zu der zweiten Forderung unterbreitet hat. Er ruft die Protestierenden zur Kompromissbereit-
schaft auf. Hintergrund ist, dass die Protestierenden monatlich einkommensunabhängig 500 Zloty für Reha-
bilitationsmaßnahmen ab Januar 2020 bei einer stufenweisen Einführung ab Juni 2018 fordern. Der Vorschlag 
der Regierung, Sachleistungen für Rehabilitationsmaßnahmen im Wert von 520 Zloty in Aussicht zu stellen, 
sei manipulativ, so die Reaktion der Sprecherin der Protestierenden, Iwona Hartwich.

30.04.2018 Die Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – PO) reicht im Sejm Anträge auf ein Misstrauensvotum gegen 
Beata Szydło, stellvertretende Ministerpräsidentin, und Elżbieta Rafalska, Ministerin für Familie, Arbeit und 
Sozialpolitik, ein. Szydło und Rafalska trügen die politische Verantwortung für den Protest der Betreuer behin-
derter Erwachsener, der seit Mitte des Monats im Gebäude des Sejm andauert.

Sie können die gesamte Chronik seit 2007 auch auf <http://www.laender-analysen.de/polen/> unter dem Link »Chronik« lesen.
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